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Die Klage wird abgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob die KlÃ¤gerin Anspruch auf Zahlung von
Regelaltersrente nach MaÃ�gabe des Gesetzes zur Zahlbarmachung von Renten
aus BeschÃ¤ftigungen in einem Ghetto (ZRBG) hat.

Die KlÃ¤gerin wurde am 00.00.1923 in T1 bei H/Q geboren. Die KlÃ¤gerin ist
jÃ¼dischen Glaubens und Verfolgte im Sinne des Â§ 1
BundesentschÃ¤digungsgesetz. Seit 1950 lebt sie in Israel und besitzt die
isÂ¬raelische StaatsbÃ¼rgerschaft. Die KlÃ¤gerin beantragte am 04.11.2002
Altersrente unter Anerkennung von Ghettoarbeitszeiten. Hierzu gab sie am
21.01.2003 zum Versicherungsverlauf an, sie habe von Oktober 1941 bis Januar
1943 als Arbeiterin im Ghetto H gearbeitet. Die HÃ¶he des Entgelts sei ihr nicht
erinnerlich. In einem weiteÂ¬ren Fragebogen fÃ¼hrte sie zu ihrer Arbeitsleistung im
Ghetto H unter anÂ¬derem aus, sie habe auÃ�erhalb des Ghettos Wege gereinigt
und WÃ¤sche gewaÂ¬schen. Sie sei auf dem Weg zur Arbeit und wÃ¤hrend der
Arbeit durch Polizisten bewacht worden. Der Arbeitseinsatz sei durch Vermittlung
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des Judenrates zuÂ¬stande gekommen. Sie habe 10 bis 12 Stunden gearbeitet. Sie
sei durch LebensÂ¬mittel entlohnt worden. Barlohn hÃ¤tte sie keinen erhalten,
auch SachbezÃ¼ge (seien ihr nicht gewÃ¤hrt worden.

Die Beklagte zog die EntschÃ¤digungsakte Ã¼ber die KlÃ¤gerin bei und nahm
daraus Unterlagen in Kopie zur Akte. Im Rahmen des EntschÃ¤digungsverfahrens
hat die Zeugin L1 am 22.11.1955 eidesstattlich versichert, sie sei im September
1941 zusammen mit der KlÃ¤gerin in das Ghetto H eingeliefert worden, welÂ¬ches
sich am Marktplatz befand und mit Stacheldraht umzÃ¤umt war und von
ukrainischer Polizei und deutscher Aufsicht bewacht wurde. Man habe den
gelÂ¬ben Judenstern auf Brust auf RÃ¼cken tragen und verschiedene
Zwangsarbeiten auÃ�erhalb des Ghettos verrichten mÃ¼ssen. Innerhalb des
Ghettos gab es jÃ¼diÂ¬sche Polizei und einen Judenrat, von dem sie das Essen
erhielten. Der Zeuge T2 fÃ¼hrt in einer eidesstattlichen ErklÃ¤rung vom 22.11.1955
ebenfalls aus, er habe verschiedene Zwangsarbeiten auÃ�erhalb des Ghettos mit
der KlÃ¤geÂ¬rin verrichtet. Das Essen habe er vom Judenrat erhalten. Die KlÃ¤gerin
selbst sagte eidesstattlich am 22.11.1955 unter anderem aus, sie sei im September
1941 in das Ghetto H Ã¼berfÃ¼hrt worden. Dort habe sie unter Zwang
AufrÃ¤umarbeiten auÃ�erhalb des Ghettos verrichten mÃ¼ssen, denn viele Teile
der Stadt waren ausgebrannt. Dorthin sei sie unter Bewachung geÂ¬bracht worden.

Mit Bescheid vom 27.05.2003 lehnte die Beklagte den Antrag ab. Die KlÃ¤gerin
gehÃ¶re nicht zu dem durch das ZRBG begÃ¼nstigten Personenkreis. Die
UmstÃ¤nde der Arbeitsleistung, wie sie sich insbesondere aus der
EntschÃ¤digungsakte ergeben, sprÃ¤che nicht fÃ¼r eine aus eigenem
Willensentschluss aufgenommene und gegen Entgelt ausgeÃ¼bte BeschÃ¤ftigung.

Gegen den Bescheid legte die KlÃ¤gerin am 03.06.2003 Widerspruch ein. In einer
schriftlichen ErklÃ¤rung vom 06.07.2003 heiÃ�t es, sie habe sich im Oktober 1941
bis Januar 1943 im Ghetto H aufgehalten und wirklich mit Hilfe des Judenrates
Arbeit gefunden. Sie habe in der WÃ¤scherei WÃ¤sche gewaschen und
Reinigungsarbeiten erfÃ¼llt. DafÃ¼r hÃ¤tte sie zusÃ¤tzliche Lebensmittel
erhalÂ¬ten. Auf dem Weg von und zur Arbeit sei sie von Polizisten bewacht worden.

Mit Widerspruchsbescheid vom 16.09.2003 wies die Beklagte den Widerspruch als
unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Ein aus eigenem Willensentschluss gegen Entgelt
eingegangenes BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis sei nicht glaubhaft gemacht worden.

Hiergegen richtet sich die Klage vom 23.09.2003.

Die KlÃ¤gerin macht weiter geltend, sich Ã¼ber den Judenrat eine TÃ¤tigkeit in der
WÃ¤scherei als Arbeiterin gesucht zu haben. Als Entlohnung hÃ¤tte sie
zuÂ¬sÃ¤tzliche Lebensmittel erhalten. Zeugen seien nicht mehr vorhanden.

Die KlÃ¤gerin beantragt schriftsÃ¤tzlich,

die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 27.05.2003 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 16.09.2003 zu verurteilen, die TÃ¤tigkeit von Oktober
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1941 bis Januar 1943 als glaubhaft gemachte Beitragszeit nach dem ZRBG
anzuerkennen und die Regelaltersrente zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie hÃ¤lt die angefochtene Verwaltungsentscheidung nach wie vor fÃ¼r
rechtmÃ¤Â¬Ã�ig. Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der
Gerichtsakte sowie der Verwaltungsakte und der EntschÃ¤digungsakte Ã¼ber die
KlÃ¤gerin, die Vorgelegen haben und Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung
gewesen sind, voll inhaltlich verwiesen.

Im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 15.09.2004 ist die KlÃ¤gerin weder
selbst erschienen noch vertreten gewesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Kammer konnte im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung am 15.09.2004
verhanÂ¬deln und entscheiden. Auf diese verfahrensrechtliche MÃ¶glichkeit (vgl. 
Â§Â§ 110, 126 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -) ist der BevollmÃ¤chtigte der
KlÃ¤gerin in der Terminsmitteilung hingewiesen worden.

Die zulÃ¤ssige Klage ist unbegrÃ¼ndet.

Die KlÃ¤gerin wird durch den angefochtenen Bescheid der Beklagten vom
27.05.2003 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 16.09.2003 nicht in
ihren Rechten gemÃ¤Ã� Â§ 54 Abs. 2 Satz 1 SGG beschwert. Zu Recht lehnt die
BeÂ¬klagte die GewÃ¤hrung von Regelaltersrente ab dem 01.07.1997 ab.

Ein Anspruch der KlÃ¤gerin gemÃ¤Ã� Â§ 35 Sechsten Buches Sozialgesetzbuch â��
geÂ¬setzliche Rentenversicherung â�� (SGB VI) auf Regelaltersrente besteht nicht.
Die KlÃ¤gerin erfÃ¼llt nicht die allgemeine Wartezeit gemÃ¤Ã� Â§ 34 Abs. 1 SGB VI.
FÃ¼r die KlÃ¤gerin liegen in der deutschen Rentenversicherung keine
anrechenÂ¬baren Versicherungszeiten vor. GemÃ¤Ã� Â§ 55 Abs. 1 SGB VI sind
Beitragszeiten auch solche Zeiten, fÃ¼r die PflichtbeitrÃ¤ge nach besonderen
Vorschriften als gezahlt gelten (sog. fiktive Beitragszeiten). Hat eine Verfolgte eine
rentenversicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit in einem Ghetto, in
dem sie sich zwangsweise aufgehalten hat ausgeÃ¼bt, so gelten diese BeiÂ¬trÃ¤ge
nach MaÃ�gabe des Â§ 2 ZRBG als gezahlt.

Nach Â§ 1 ZRBG findet dieses Gesetz fÃ¼r Zeiten der BeschÃ¤ftigung von
VerfolgÂ¬ten in einem Ghetto, die sich dort zwangsweise aufgehalten haben,
Anwendung, wenn 1. die BeschÃ¤ftigung a) aus eigenem Willensentschluss
zustande gekommen ist, b) gegen den KlÃ¤ger ausgeÃ¼bt wurde und 2. das Ghetto
sich in einem Gebiet befand, das vom deutschen Reich besetzt oder diesem
eingegliedert war, 3. soweit fÃ¼r diese Zeit nicht bereits eine Leistung aus einem
System der soziaÂ¬len Sicherheit erbracht wird.
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Damit knÃ¼pft das ZRBG an die Rechtsprechung des Bundessozialgerichts zu den
sogenannten Ghetto-FÃ¤llen an (vgl. u. a. Urteile vom 14.07.1999 â�� B 13 RJ 75/98
R und B 13 RJ 71/98 R in SozR 3-5070, Â§ 14 Nr. 3 und vom 21.04.1999 â�� B 5 RJ
48/98 R in SozR 3-2200, Â§ 1248 Nr. 1 b). Voraussetzung ist damit eine
Vereinbarung zwischen einem konkreten Arbeitgeber und dem BeschÃ¤ftigten
Ã¼ber den Austausch von Arbeit und Lohn sowie das Eingebundensein eines
ArÂ¬beitnehmers in den organisatorischen Ablauf eines Betriebes. Ferner muss
fÃ¼r die geleistete Arbeit ein Arbeitsentgelt gezahlt worden sein. Erforderlich ist
mithin die AusÃ¼bung einer versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigung oder
TÃ¤Â¬tigkeit, lediglich die fehlenden BeitrÃ¤ge werden fingiert. UnschÃ¤dlich ist
der zwangsweise Aufenthalt im Ghetto.Zur Ã�berzeugung der Kammer sind die
Voraussetzungen des Â§ 1 ZRBG in der PerÂ¬son der KlÃ¤gerin nicht erfÃ¼llt. Nach
Auffassung der Kammer ist nÃ¤mlich nicht glaubhaft gemacht, dass die
KlÃ¤Â¬gerin im streitbefangenen Zeitraum in einem BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis,
dass aus eigenem Willensentschluss zustande gekommen ist und das gegen Entgelt
ausgeÃ¼bt wurde, gestanden hatte.

Eine Tatsache ist dann glaubhaft gemacht, wenn ihr Vorliegen nach dem
ErgebÂ¬nis der Ermittlungen, die sich auf sÃ¤mtliche erreichbaren Beweismittel
erÂ¬strecken sollen, Ã¼berwiegend wahrscheinlich ist. Dazu muss die gute
MÃ¶glichÂ¬keit bestehen, dass der Vorgang sich so zugetragen hat, wobei
durchaus geÂ¬wisse Zweifel bestehen bleiben kÃ¶nnen (BSGE 45, 9 ff.; BSG SozR
5070 Â§ 3 Nr. 1). Dieser BeweismaÃ�stab ist durch seine RelativitÃ¤t
gekennzeichnet. Es muss nicht, wie bei der Wahrscheinlichkeit des ursÃ¤chlichen
Zusammenhangs, absolut mehr fÃ¼r als gegen die glaubhaft zu machende
Tatsache sprechen. Es reicht die gute MÃ¶glichkeit aus, d. h., es genÃ¼gt, wenn bei
mehreren ernstlich in BeÂ¬tracht zu ziehenden MÃ¶glichkeiten das Vorliegen einer
davon relativ am wahrÂ¬scheinlichsten ist, weil die GesamtwÃ¼rdigung aller
UmstÃ¤nde besonders viel fÃ¼r diese MÃ¶glichkeit spricht. Von mehreren ernstlich
in Betracht zu ziehenÂ¬den Sachverhaltsvarianten muss den Ã¼brigen
gegenÃ¼ber einer das Ã�bergewicht zukommen (BSG SozR 3-3900, Â§ 1 5 Nr. 4).
Dabei gilt, wie in allen anderen Prozessordnungen, so auch in sozialgerichtlichen
Verfahren, der Grundsatz der objektiven Beweislast, wonach die Folgen der
objektiven Beweislosigkeit oder / des nicht Festgestelltseins einer Tatsache, die also
weder bewiesen noch glaubhaft gemacht worden ist, zu Lasten desjenigen gehen,
der aus dieser Tatsache ein Recht herleiten will, wobei es keinen Grundsatz gibt,
das im Zweifel zu Gunsten des Versicherten zu entscheiden ist.

ZunÃ¤chst behauptet die KlÃ¤gerin, die Arbeit in einer WÃ¤scherei durch eigenes
BemÃ¼hen durch den Judenrat vermittelt bekommen zu haben. Gleiches gelte fÃ¼r
Reinigungsarbeiten. Von einer Arbeit in einer WÃ¤scherei ist im
EntschÃ¤diÂ¬gungsverfahren jedoch an keiner Stelle die Rede. Vielmehr haben die
Zeugen als auch die KlÃ¤gerin selbst in ihren eidesstattlichen Versicherungen von
AufrÃ¤umarbeiten auÃ�erhalb des Ghettos bzw. von verschiedenen Zwangsarbeiten
auÃ�erhalb des Ghettos berichtet. Die Zeugin L2 sprach in ihrer eides-stattlichen
Versicherung vom 22.11.1955 davon, ihr und der KlÃ¤gerin seien verschiedene
AufrÃ¤umungsarbeiten vom Judenrat zugewiesen worden. FÃ¼r die KamÂ¬mer ist
damit zweifelhaft, ob die KlÃ¤gerin tatsÃ¤chlich in einer WÃ¤scherei auÂ¬Ã�erhalb
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des Ghettos gearbeitet hatte. Als mÃ¶glich erachtet die Kammer dies durchaus.
Fraglich bleibt fÃ¼r die Kammer allerdings, ob die KlÃ¤gerin diese Arbeit
hinreichend frei aufgenommen hatte. In der EntschÃ¤digungsakte lassen sich
insofern keine klaren Erkenntnisse entnehmen. Auch wenn die Zeugin L2 von einer
zugewiesenen Arbeit gesprochen hat, bedeutet dies nach Meinung der Kammer
noch nicht, dass die KlÃ¤gerin und die Zeugin zu den ArbeiÂ¬ten durch
unmittelbaren Zwang genÃ¶tigt worden sind. Die Kammer hÃ¤lt es desÂ¬halb fÃ¼r
gut mÃ¶glich, dass die KlÃ¤gerin sich ggf. auf Aufforderung durch den Judenrat sich
hinreichend freiwillig dieser Arbeit stellte oder gar selbst bemÃ¼ht war, aus
eigenem Interesse, mit Blick auf eine drohende Deportation, eine TÃ¤tigkeit
aufzunehmen.

Die Kammer konnte sich jedoch nicht im Sinne der guten MÃ¶glichkeit davon
Ã¼berzeugen, dass die KlÃ¤gerin gegen Entgelt gearbeitet hatte.

Die KlÃ¤gerin trÃ¤gt nunmehr zwar vor, sie habe fÃ¼r ihre Arbeiten zusÃ¤tzliche
Lebensmittel erhalten. Es bleibt aber nach Meinung der Kammer offen, ob es sich
dabei um Lebensmittelrationen gehandelt hatte, die lediglich dazu dienten, i die
Arbeitskraft der KlÃ¤gerin als solche zu erhalten oder ob die KlÃ¤gerin tatsÃ¤chlich
zusÃ¤tzliche Lebensmittel als SachbezÃ¼ge durch den Judenrat erhalÂ¬ten hatte.
Nach den Angaben in der EntschÃ¤digungsakte, kann es nach Auffas- ] sung der
Kammer nur als sicher angesehen werden, dass die Verpflegung im
streitbefangenen Zeitraum durch den Judenrat im Ghetto H organisiert worden ist.
Ein Entgelt in Form von zusÃ¤tzlichen Lebensmittel Ã¼ber die zur Erhaltung der
Arbeitskraft notwendige Verpflegung hinaus, ist mÃ¶glich. Nach Auffassung der
Kammer kann jedoch nicht davon ausgegangen werden, dass diese MÃ¶glichkeit
relativ am wahrscheinlichsten ist. Denn nach GesamtwÃ¼rdigung der UmstÃ¤nde
spricht nach Auffassung der Kammer fÃ¼r die MÃ¶glichkeit des Bezugs
zusÃ¤tzlicher Lebensmittel nicht besonders viel. Da die bloÃ�e MÃ¶glichkeit fÃ¼r
sich nicht ausreichend ist, konnte nicht glaubÂ¬haft gemacht werden, dass die
KlÃ¤gerin die Arbeiten wÃ¤hrend ihres AufenthalÂ¬tes im Ghetto H gegen Entgelt
im Sinne des Â§ 1 ZRBG ausgeÃ¼bt hatte. ZeuÂ¬gen konnte die KlÃ¤gerin dafÃ¼r
nicht benennen.

Die Klage konnte damit keinen Erfolg haben.

Die Kostenentscheidung erfolgt aus Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 11.02.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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